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Klägerin und Revisionsklägerin,

Vorkündet am T e „ e n24„Aprii 1966
„

{__ b @

RegObSékretär
Schri “ "' goooooaoouooaaooaDacooaaooooaaaooooaoooooaonacaon

itiuhrcr
Beklagter und Revisionsbeklagter‚

hat der 9. Senat des Eundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 24„ April 1966 in Berlin

durch

Senatspräsident Dr„ W e i 8

— Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr„ M a i s c h. und

Bundesrichter S c h i n d l e r ,
Bundessozialrichter H e m p e n

_
und

Bundessozialrichter Dr() K u r t h

für Recht erkanntä

Auf die Revision äer Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 160 August
4965 aufgehoben°

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Oldenburg vom 240 Januar 1965 wird

zurückgewieseno '

Der Beklagte hat der Klägerin nie außergerichtli—

chen Kosten des Berufungs— und Revisionsverfahrens

zu erstatteno
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Die der Klägerin nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) ge—
währte Hinterbliebenenrente wurde mit Bescheid vom 200 Februar

1965 unter Berücksichtigung des Renteneinkommens nach dem 40

und 5„ Hentenanpessu ungsgesetszAG) für die Zeit vom 10 Juni

1% 2 bis 510 Mai 1965 und ab 1, Juni 1965 endgültig festge—

stellto Die Ausgleichsrente betrug ab 1„ Juni 1965 50,—— DM„

Mit Be cheid vom 27 April 196ü wurden die Vers orgungs bezüge

nach 3 60 a Abs() 1 a, Abs() 2 und 3 BVG i„doFo des Zweiten

Neuordnungsgesetzes (2o DOG) vom 210 Februar 1964 (BGBl I 85)

‚neu, und zwar ebenfalls endgültig festgestellte Dabei wurde ab

10 Januar 1964 eine Ausgleichsrente von 67‚—— DM und ab 1„ Juni

1964 von 60,—— DM festgestellt, weil die Witwonrente aus der

gesetzlichen Rentenversicherung durch das 60 RAG ab 10 Januar

} 36U- von 11 O, 90 DM auf 120, ——DM erhöht werden war‚ was vom
Versor„ung samt (VersorgA) ab 1 Juni 1964 berücksichtigt wurdea

Mit ihrem Widerspruch machte die Klägerin geltend, daß die Er—

höhung der Wituenrente nach dem 60 RAGgemäß 5 62 Abs„ 1 & 2
.BVG idr des 20 NOG —nl— nicht in Ansatz gebracht werden dürfe7

“a sie weniger als 10,—— DM betrageo Der Widerspruch war er—

folgles„ Das Sozialgericht (SG) hob mit Urteil vom 210 Januar
1965 den Widerspruehseeseheid auf und änderte den Bescheid vom

27„ April 1964 dahin ab, daß die Neufeststellung ab 10 Juni

i96■ aufgehoben wurde„ Das LSG hob mit Urteil vom 160 August
1965 das SG—Urteil auf, wies die Klag e ab und ließ die Revi—

'sion zu„ Bei der Festsetzung wiederkehrender Leistungen könnten

auch zukünftige Änderungen berücksichtigt werdeno Da die anre—

chenbare Erhöhung gemäß Art(} III 5 2 des 60 RAGfestgestanden
habe‚ habe sie im angefochtenen Bescheid mit berücksichtigt wer—

'den können„ 5 62 dbs„ 1 Satz 2 BVG nE sei keine einseitige
Schutzvorschrift mit der Folge, daß ein weiterer ”Freibetrag"

gesch- affon wurde„ Er wolle vielmehr eine gewisse Stetigkeit

der Renten gewährleisten und der Verwaltunw zeitraubende Neu—

'ie ststellun„en bei unerheblicher Rentenerhöhung erspareno Die"e

vom Bundesminister für Arbeit und 802 ialordnung (BW5A) im hund—

sehreiben vom 150 iärz 196 5 vertretene Ansicht sei zutreffend
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*Wenn auch eine Neufeststellung allein wegen einer unwesent-

lichen Einkommensänderung nicht erfolgen dürfe, so sei doch

bei einer aus anderen Gründen notwendigen Neufeststellung

— hier wegen der durch das 20 NOGbewirkten Änderungen — das

veränderte Einkommen zugrunde zu legeno

Die Revision der Klägerin rügt Verletzung des % 62 Abs„ 1

Satz 2 BVG nF° Diese Vorschrift müsse bei der in Art, VI
% 1 Abs, 4 des 20 KOG bestimmten Neufeststellung der lau—

fanden Bezüge beachtet werdena Da keine Erstfestellung nach

dem 2, NOG vorliege, beurteile sich die wesentliche Ände—

rung der Verhältnisse im Sinne des 5 62 Abso 1 BVGnach den
früheren Feststellungen; gegenüber diesen sei die wesent—

liche Ändcrung durch das 20 NOG bedingto Folge man der Rechts—

auffassung des Landessozialgerichts (LSG)äso würde man den

bereits vor Inkrafttreten des 2a NOG rentenberechtigten Ver+

sorgungsempfängern die Leistungsverbésserungen des 20 KOG,

wozu auch die Regelung des 5 62 Abs° ? Satz 2 BVG zu zählen

sei, vorenthalteno

Die Klägerin beantragt, das Urteil des LSG aufzuheben und

entsprechend dem Urteil des SG zu entscheiden° Der Beklagte

beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Das Urteil des LSG sei zutreffende

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und
_

fristgerecht eingelegt und begründet werden und daher zu—

lässig (% 462 Abs, 4 N13,’1,’164,166 des Sozialgerichtsge—
setzcs —SGG—)„ Sie ist auch sachlich begründete

Streitig ist die Rechtmäßigkeit des Bescheides vom 27„April

1964, soweit die AusgleichSrente der Klä5erin mit Wirkung

vom 1„ Juni 1964 neu festgestellt wurde„ Mit diesem Bescheid

wurden die zuletzt am 20° Februar 196? endgülti;festgesetz—
ten laufenden Versorgungsbezüge der Klägerin gemäß Arte VI

% 1 Abs, 4 des 2„ NOG ab 4. Januar 1964 von Amts wegen neu
festgestellt, weil sie durch dieses Gesetz eine Änderung er—
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fahren hattena Durch des 2a NOG war insbes onde:re die Ausgleichs—

rente von 100,—— M monatlich auf i20,—— DM erhöht (% 41 Abso 2

BVG nF} und der Freibetrag geä Mr werden (S 44 Abs„ 5 BVGnr)„

Der Beklagte hat der Neufeststellung im Bescheid vom 270 April

964 aber auch die Erhöhung der Witwenrente der Klägerin von
110,90 DM auf 120,—— DM, die im 60 RAG bestimmt werden war, zu—

grunde gelegto Nach Art„ III 5 2 Abso ? des 60 RAGhatten die
Erhöhungsbeträge für die Monate Januar bis einschließlich Mal

4964 bei der Ermittlung des Einkommens zur Errechnung der Ver—

sorgune; she ;üge nach dcem BVG unberücksichtigt zu bleiben„ Der Be—

kle;te hat sie eenbemaß auch erst mit Wirkung vom Wo Juni 196 4

en crgerochnetc Nach % 62 Abso ? Satz 2 BVGnF ist eine Ände—

rung der Verhältnisse nicht wesentlich, wenn sich des Netto—

einkommen um weniger als 10 Deutsche Mark monatlich erhöht

oder des Durchs chnittse cinkommen im Sinne des 5 50 Abs() 4 um we—

niger als 0 Deutsche Mark minderto Das LSG ist der Auffassung

des BIXA gefolg t, der in dem Rundschreioen vom 150 März 1965

(BVBl ‘65 s, 58 Nr„ 27) ausgeführt hat, bei der Neufeststellung
einer ei nkommensebhängigen Leistung, die auf einer wesentlichen

Änderung der Verhältnisse nach 5 62 Abso ? Satz 1 BVG beruhe,

sei auch eine unwesentliche Änderung des Nettoeinkommens (@ 62

Abs„ 1 Satz 2 BVG) zu berücksichtigen, jedoch frühes teons von dem

Zeitpunkt an, von dem an die Neufeststellung wegen der wesent—

lich veränderten Verhältnisse wirksem sei„ Dabei sei es rechtlich

unerheblich, ob die unwesentliche Anderung vor oder nach dem

Eintritt der wesentlichen Änderung der Verhältnisse liege„ Das

Recht zur Neufeststellung werde nur insoweit eingeschränkt, als

der frühere Bescheid in seinem Rechtsbestend hinsichtlich der

unverändert gebliebenen Anspruchsgrundlagen nicht sngetastet

werd‘n dürfeo @ 62 BVG solle lediglich eine gewisse tetigkeit

der Rente für einen längeren Z itraum gewährleisten und der Ver—

waltung zeitraubende Neufes tstellungen ersparen, die sich nur
unerheblich auf die Rentenhöhe auswirken„ Sei aber ein Anspruch

auf V3rsor5ung neu festzustellen, so sei im allgemeinen kein

Hechtscrund ersichtlich, die tatsächlichen Gegebenheiten nicht
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zu berücksichtigen„ Dabei bestünden keine Bedenken, auch künf—

tige Änderungen in die Neufeststellung einzubeziehen, sofern

ihr Umfang und der Zeitpunkt ihres Eintritts eindeutig bestimmt

seien„ Der schon in dem Rundschreiben des BMA vom 270 Februar

1964 zu % 62 BVG nF vertretenen Auffassung (BVBl 1964, So 54,

40)‚daß auch eine Erhöhung des Einkommens unter 10,—— DM zu
berücksic tigen ist, wenn eine Neufeststellung der in Betracht

kommenden Leistung aus anderem Anlaß notwendig wird, hat sich

Dilke angeschlossen (Wilke, BVG, Handkomma, 2„Aufl„, 5 62 I,

; ebene Frank KGV—Mitteilungen des LandesversorgA Berlin

66, So 2; a„M„ Sigmund, VersorgB 1965, Sa 70, 84 und va

Knie—Vorbe'g, Das Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegshin—

terbliebenen, VI„ Teil, 4965, F III 4 h S° 59)0 Die von der
Gegermeinung vertretene Auffassung führt zu dem Ergebnis, daß

bei Jeder Keufeststellung einkommensabhängiger Leistungen aus
den verschiedenen tatsächlich eingetretenen Änderungen zu—
nächstägmgauszuscheiden sind, die nicht wesentlich im Sinne

des 5 62 nbs„ 4 Satz 2 BVG sind„ Nur im Rahmen der verblei—
benden wesentlichen Änderungen sei dann noch eine NCufest—

stellung des Anspruchs zulässig (van Nuis—Vorberg, aa0„, 8059

unter ho)o Die Streitfrage hat, worauf Sigmund mit Recht hin—

weist (aaO S" 71, 81), nicht nur Bedeutung für die Feststel—
lung der Ausgleichsrente der Beschädigten, der Witwen und

Weisen, sondern auch in allen Fällen, in denen das Nettoein—

kommen eine Vorstufe des anzurechnenden Einkommens und damit

die Grundlage der einkommensabhängigen Leistungen bildet,

20350 des Ehegattenzuschlags (@ 35 a Satz 2 BVG nF), des Kinder—

zusehlags (@ 55 b Abs„ 5 b BVG nF) und der Elternrente (@ 54

Absa 4 BVG nF)°

Der Senat ist der Auffassung, daß die wegen der Erhöhung des

Néttoeinkommens vorgenommene Neufeststellung rechtswidrig war,
weil die Berücksichtigung der unter 10,—— DM monatlich liegen—

den—Erhöhung gegen 5 62 Abs„ 4 Satz 2 BVGnF verstößto Der Mei—

nung des LSG und des BMA, daß diese Vorschrift nur im Verwal—

tungsinteresse erlassen wurde, um der Gewährung von Rente für
einen lä;geren Zeitraum eine gewisse Stetigkeit zu verleihen
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c

und der Versorgungsverwaltung zeitraubende Neuieststellungen

zu ersparen, kann nicht zugestimmt werden; denn■debei wird

übersehen, daß auch bei einer Neufeststellung nach 5 62 Abs(’ 1
Satz 1 BVG nF der Anspruch nur "entsprechend", doh„ nach Maß—

gube der wesentlichen Änderung neu festzustellen ist und daß
durch % 62 Abso ? Satz 2 BVG nF die Stetigkeit der Rente nur
gesichert werden soll, soweit sie eine Minderung der Rente‚

nicht auch ihre Erhöhung zur Folge haben könnte„ Es wird daher

die der Vorschrift innewohnende Sehutzwir<ung verkannt, die

nicht nur im Verunltungsinteresse, sondern auch zugunsten des

Versorgungsberechtigten verhindern will, daß Jede geringfügige

Einkommenserhöhung zum Anlaß einer Nrufeststellung genommen

wird (vglo auch Sigmund aaO So 70, 71, 81)„ Die Neufeststellrrp

wegen einer Einkommenserhöhung unter iO,—— DM ist — zur Ver—

meidung unerheblicher Rentenänderungen — auch denn ausgeschlos—

sen‚ wenn aus anderen Gründen eine Neufeststellung vorzunehmen

war° Denn @62 Abs„ @Satz 2 BVG ist sinngemäß dahin zu versten
hen, daß eine Neufeststellung der Ausgleichsrente dann nicht

mit einer Erhöhung des Nettoeinkommens begründet werden kann‚

wenn die Erhöhung weniger als 40,—— DM beträgto Die Vorschrift

enthält eine Legaldefinition, was als wesentliche Einkommenser—

höhung anzusehen ist; sie hat dieselbe sachlich—rechtliche Be—

deutung wie % 62 Abs° 5, 20 Halbso BVG idF des Gesetzes vor dem
lo EeG„ Hier hieß es, daß Ausgleichsrenten “wegen einer Erhöhung

des sonstigen Einkommens um nicht mehr als 5‚—— Deutsche Mark

mon tlieh nicht neu festgestellt” werdeno Im vorliegenden Full

ist uber ab 10 Juni 4964 allein wegen der Erhöhung des Nettoein—

kommens ein anderer Rentenbetrag festgestellt worden„ Dies war
unzulässige Etwas anderes würde im übrigen auch dann nicht gel—

ten„ wenn beide Änderungen zum gleichen Zeitpunkt eingetreten
wärena Da die Schutzvorsehrift es grundsätzlich untersagt,n03tn

einer Erhöhung des Nettoeinkommens um weniger a_s 10‚—— DM den

ßentenbetrag neu, dohn niedriger festzustellen, durften im Zu—

sammenhang mit dem Inkrafttreten des 20 NOG nur die sonstigen

Änderungen zum Anlaß einer Neufeststellung genommen werdeno Die
Erhöhung des R„nteneinkommens unter 10‚—— DM mußte außer Betracht

bleiben‚ weil insoweit die sachlichen Voraussetzungen einer ge;

er£üllt wareno Es kann nicht angenommen werden, daß der Gesetz—
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geber, als er — an die frühere Regelung in $ 62 Abs„ 5 BVG aF
anknüpfend — @62 Abs„ 1 Satz 2 BVGmit Wirkung vom 40 Januar
1964 in das Gesetz einfügte und zugleich bestimmte, daß die

in diesem Zeitpunkt laufenden Versorgungsbezüge von Amts wegen

neu festzustellen seien, eine solche sich aus der Auffassung

des BMA ergebende Entwertung dieser Schutzvorschrift, beson—

ders auch für den großen Kreis der Empfänger von Bezügen aus der

gesetzlichen Bentenversicherung, in Kauf genommen haben soll—

te, zumal bei Erlaß des 2„ NOG mit erneuten geringfügigen

Rentenerhöhungen aus Anlaß des 60 BAG zu rechnen war, wie

sie schon das 50 RAG vom 24, Dezember 7962 mit der Maßgabe

bestimmt hatte, daß die Rentenerhöhungen für die Monate Ja—

nuar bis Mai 1965 auf die Bezüge nach dem BVG nicht anzurech-
nen seien (% 8 Sa z 1)° Hätte der Gesetzgeber die Beachtung

dieser Schutzvorschrift in Fällen einer Neufeststellung aus

anderem Anlaß ausschließen wollen, hätte dies im Gesetz zum
Ausdruck kommen müsseno Diese Schutzwirkung des 5 62 Abs„ 1

Satz 2 BVG nF muß nicht nur dem Wortlaut des Gesetzes entnom—

men werden, den der Beklagte beachten muB, aus welchen Grün—

den auch immer die Regelung getroffen wurde, sie ergibt

sich auch schon hinreichend aus der amtlichen Begründung

zu dem vergleichbaren, bis zum Inkrafttreten des 10 NOG

geltenden % 62 Abso 5 BVG aF (vgl° Deutscher Bundestag, 10

Wahlpa, Druckso n535 zu 55 59 bis ee, so 64)° Die Nichtbe—
rücksichtigung der Erhöhung des sonstigen Einkommens um nicht

mehr als 5,——DM erschien nach dieser Begründung geboten, '
”um die Berechtigten nicht unnötig zu verärgern und die

Verwaltungsarbeit einzuschränken”o In diesem Sinne wurde

auch in der Sitzung des Ausschusses für Kriegsopfer-und

Kriegsgefangenenfragen (26a Ausschuß) vom 50 Oktober 4950
die vorgeschlagene Erhöhung des Betrages von 5,—— DM auf

iO,—— DMdamit begründet, daß man "großzügiger sein (solle),
da auf der anderen Seite auch der Verwaltung Arbeit erspart

würde eco“ (Verhandlungen des 260 AuSschusses, So 84 B)„
Die Begründung zum Entwurf des 20 NOG enthält zu € 62 Absoi

BVG nur den Hinweis, daß die Erweiterung um Satz 2 nach der

Neugestaltung des 5 60 a erforderlich sei; in diesem Zusam—
nenneng wird im übrigen nur noch auf % 62 Abs„ 5 BVG aF ver—
wiesen, was nach den obigen Ausführungen auch ganz folgerich—
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C
O

tig war (vgl„ DB q‚ Wahlpo Druckso IV 1505, Sa 25 und 1851,
So 9.>o

‘

‘
'

Der Bescheid vom 270 April 1964 ist somit rechtswidrig,
so—

weit durch ihn die Ausgleichsrente der Klägerin mit Wirkung

vom 4„ Juni 1964 neu festgestellt wurde„ Das der letzten

Keufeststellung zugrunde gelegte Renteneinkommen der Klägerin

hatte sich nur um 9‚1O DM erhöhte Deshalb war die Neufest—

stellung der husg)üithsrtntü äh ■o Juri ■%6ü rechtswidrige

Das SG hat zutreffend diesen Bescheid geändert und den Wi—

derspruehsbeschoid aufgehobeno Das LSG hat zu Unrecht das Ur—

teil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen„ Der Sachver—

halt gab keinen Anlaß, dazu Stellung zu nehmen, wie zu ent—

cekeiden ist, wenn das Nettoeinkommen sich nach der letzten

eststellung um weniger als 10,—— DM erhöht hat, bei dieser

chtgtollung aber eine Erhöhung nicht berücksichtigt wurde‚

die zusammen mit der späteren 40,—— DM erreichto Ebenso war
nicht zu entscheiden, was bei einer nur vorläufigen Feststel—

lung nach 5 60 a Abs" 4 BVG nF zu gelten hat°

Da die Revision begründet ist, war das Urteil des LSG aufzu—

hobon und die Berufung des Beklagten zurückzuweiseno '

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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